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Anlage 3 zur GRDrs 827/2017
Stellenschaffung
zum Stellenplan 2018
	 Org.-Einheit

 Kostenstelle
	 Amt
	 BesGr.

 oder

 EG
	 Funktionsbezeichnung
	 Anzahl
 der
 Stellen
	 Stellen-
 vermerk
	 durchschnittl. jährl.
 kostenwirksamer
 Aufwand in €

	OB-ICG
80005200

	Bürgermeisteramt
	EG 12
	Sachbearbeiter/-in
	0,5
	--
	(41.750)

haushaltsneutral


1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird die Schaffung einer 0,5 Stelle in EG 12 für die Abteilung für Individuelle Chancengleichheit von Frauen und Männer zur Umsetzung des Chancengleichheitsgesetzes. 
2
Schaffungskriterien

Die Schaffung der 0,5 Planstelle in EG 12 erfolgt haushaltsneutral.
Mit GRDrs 87/2017 „Erfüllung neuer, zusätzlicher Aufgaben aus gesetzlicher Vorschrift (ChancenG) – Stellenbedarf bei OB-ICG“ wurden den zusätzlichen Aufgaben durch die Einbeziehung der Kommunen in den Geltungsbereich des Gesetzes zugestimmt.
3
Bedarf

3.1
Anlass
Mit dem neuen Chancengleichheitsgesetz (Gesetz zur Verwirklichung der Chancengleichheit von Frauen und Männern im öffentlichen Dienst in Baden-Württemberg und zur Änderung des Landeshochschulgesetzes), das zum 27. Februar 2016 in Kraft getreten ist, soll die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern im öffentlichen Dienst in Baden-Württemberg gestärkt und weiter vorangetrieben werden. Durch die Einbeziehung der Kommunen in den Geltungsbereich des Gesetzes ergeben sich (Abschnitt 4) neue, zusätzliche Aufgaben im Bereich der Gleichstellungspolitik für die Landeshauptstadt Stuttgart und damit zusätzlicher Personalbedarf für OB-ICG.

Aus der Verwaltungsvorschrift des Sozialministeriums zur Kostenerstattung für kommunale Gleichstellungsbeauftragte bei den Stadt- und Landkreisen sowie Gemeinden mit einer Einwohnerzahl ab 50.000 vom 10. August 2016 ergibt sich aufgrund des Konnexitätsprinzips nach Artikel 71 Absatz 3 der Verfassung des Landes Baden-Württemberg (LV) in Verbindung mit dem Konnexitätsausführungsgesetz ein anteiliger Erstattungsanspruch für die Wahrnehmung externer Gleichstellungsaufgaben in Höhe von 50 Prozent. Mit diesem anteiligen Erstattungsanspruch von 50 Prozent (jährlich 42.500 €) ist die Haushaltsneutralität gegeben.

Zu den zusätzlichen externen Gleichstellungsaufgaben zählen die Erstellung eines Chancengleichheitsplanes, welcher intern in die Stadtverwaltung und extern in die Stadtgesellschaft wirkt. Eine weitere Aufgabe zur externen Gleichstellung ist die Neukonzeptionierung und Koordination des von OB-ICG geführten Work-Life-Balance-Netzwerks, die Unterstützung notwendiger Dienstleistungen der Stadt Stuttgart für die Stadtgesellschaft sowie die partizipative Planung und Umsetzung von chancengleichheitspolitischen Maßnahmen für die unterschiedlichen Zielgruppen des AGG (gender plus).

3.2
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Die Beschlussfassung der GRDrs 87/2017 kann nicht umgesetzt werden. 
4
Stellenvermerke

Keine
